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• Ausschluss von Käuferrechten, falls ihm ein Mangel in Folge grober
Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist
OLG Düsseldorf, Urteil vom 17.03.2016, AZ: I-3 U 12/15

Im Fall vor dem OLG Düsseldorf brachte ein Kläger im Hinblick auf sein Rücktrittsbegehren zu
einem Kaufvertrag mehrere Sachmängelrügen – insbesondere im Hinblick auf die Elektronik,
die Zentralverriegelung und eine Motorproblematik – vor.

Das OLG Düsseldorf bestätigte eine erstinstanzliche Entscheidung des LG Duisburg vom
12.01.2015 (AZ: 4 O 145/14), indem es die Berufung gegen dieses Urteil zurückwies.
…(weiter auf Seite 2)

• Abgassachmangel und Rücktritt
LG Potsdam, Urteil vom 04.01.2017, AZ: 6 O 211/16

Im Fall des LG Potsdam ging es um ein mit dem Abgassachmangel behaftetes Fahrzeug (VW
Passat), den der Kläger im Jahre 2011 bei der Beklagten (VW-Vertragshändlerin) als
Neufahrzeug erwarb.

Aufgrund des „Abgasskandals“ forderte der Kläger zunächst die Beklagte mit
Rechtsanwaltsschreiben vom 25.11.2015 auf, bis zum 23.12.2015 entweder ein
vergleichbares Fahrzeug nachzuliefern oder nachzubessern. Nach entsprechender Ablehnung
der Beklagten bzw. Verweis auf eine spätere Nachbesserung erklärte der Kläger mit
Schreiben vom 22.01.2016 gegenüber der Beklagten den Rücktritt und forderte sie auf, das
Fahrzeug bis zum 08.02.2016 zurückzunehmen und dem Kläger den gezahlten Kaufpreis
abzüglich eines Nutzungswertersatzes für die bis dahin gefahrenen Kilometer zu erstatten.
. …(weiter auf Seite 6)

• Restwertermittlung im Rahmen des allgemeinen regionalen Marktes
AG Baden-Baden, Urteil vom 09.05.2017, AZ: 19 C 31/17

Die Parteien streiten über restlichen Schadenersatz aus einem Verkehrsunfall. Streitig war
lediglich noch der durch Sachverständigengutachten ermittelte Restwert am
unfallbeschädigten Fahrzeug in Höhe von 100,00 €. Dieser Restwert wurde durch den
Sachverständigen auf Anfrage des Gerichts auch näher erläutert. Danach hatte er bei
insgesamt fünf Unternehmen Restwertanfragen gestellt und nur vom Abschleppdienst ein
Angebot mit 100,00 € erhalten. …(weiter auf Seite 12)

• Zur Erforderlichkeit von Sachverständigenkosten
AG Strausberg, Urteil vom 02.03.2016, AZ: 9 C 8/17

Die Parteien streiten um restliche Sachverständigenkosten in Höhe von 89,34 € aus
abgetretenem Recht. …(weiter auf Seite 13)
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• Ausschluss von Käuferrechten, falls ihm ein Mangel in Folge grober 
Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist 
OLG Düsseldorf, Urteil vom 17.03.2016, AZ: I-3 U 12/15 
 
Hintergrund 
Im Fall vor dem OLG Düsseldorf brachte ein Kläger im Hinblick auf sein Rücktrittsbegehren zu 
einem Kaufvertrag mehrere Sachmängelrügen – insbesondere im Hinblick auf die Elektronik, 
die Zentralverriegelung und eine Motorproblematik – vor.  
 
Das OLG Düsseldorf bestätigte eine erstinstanzliche Entscheidung des LG Duisburg vom 
12.01.2015 (AZ: 4 O 145/14), indem es die Berufung gegen dieses Urteil zurückwies. 
 
Aussage 
In seinen Entscheidungsgründen führt das OLG Düsseldorf wörtlich aus: 
 
„Die Berufung des Klägers ist zulässig, bleibt aber in der Sache ohne Erfolg. 
 
Wie der Kläger im Senatstermin – insoweit nicht gesondert protokolliert – klargestellt hat, 
stützt er sein Klagebegehren nach wie vor auf einen Rücktritt vom Kaufvertrag. Dessen 
Voraussetzungen sind indes nicht feststellbar. 
 
Zugunsten des Klägers kann unterstellt werden – der Senat würde allerdings auch nach 
Sachprüfung hierzu neigen –, dass ein Verbrauchsgüterkauf vorliegt. 
 
Trotz der im Senatstermin angesprochenen Bedenken mag ferner davon ausgegangen 
werden, dass der Kläger das Vorliegen eines für den Rücktritt erheblichen Sachmangels in 
prozessual beachtlicher Form vorgetragen hat. 
 
Sein Vorbringen hinsichtlich des Bereichs „Elektronik“ ist allerdings substanzlos. Mitgeteilt 
wird lediglich, die Elektronik sei defekt gewesen. Das ist in dieser Form weder erwiderungs- 
noch prüffähig. 
 
Die Zentralverriegelung betreffend, hat die Zeugin M. bei ihrer Aussage vor dem Landgericht 
geschildert, die Fahrertür sei nicht zugegangen. Indes fehlt es an jedem Anhaltspunkt dafür 
und erscheint sogar fernliegend, dass die Kosten der Beseitigung dieses behebbaren 
Mangels mehr als 5 % des Kaufpreises (vgl. BGHZ 201, 290 ff) ausmachten. Dann aber kann 
der Rücktritt auf einen etwaigen diesbezüglichen Mangel wegen fehlender Erheblichkeit nicht 
gestützt werden, § 323 Abs. 5 Satz 2 BGB. 
 
Hinsichtlich der Problematik des Motors kann der Rücktritt zunächst nicht auf die beiden vom 
Kläger bei seiner Anhörung vor dem Landgericht angesprochenen Symptome des Austritts 
weißen Rauches aus dem Auspuff sowie eines Ölverbrauchs von 1 Liter auf 500 km gestützt 
werden. Denn der Kläger hat zugleich angegeben, bei dem gekauften Wagen sei in den 
ersten Wochen zunächst nichts aufgefallen, erst dann hätten die Schwierigkeiten 
angefangen, nämlich in Form des Rauches und des überhöhten Ölverbrauchs. Danach lässt 
sich nicht feststellen, dass die besagten beiden Umstände – wie nach §§ 434 Abs. 1 Satz 1, 
446 Satz 1 BGB erforderlich – bei Gefahrübergang vorgelegen hätten. 
 
Angesichts dessen kommt es für die Rücktrittsberechtigung auf die Ursache jener Symptome 
an. Insofern lässt sich das Vorbringen des Klägers jedenfalls bei der gebotenen 
Einbeziehung der Darlegungen durch ihn persönlich im Rahmen seiner Anhörung dahin 
verstehen, das Fahrzeug habe bei Übergabe an ihn einen Defekt des Motors zumindest in 
Form einer Beschädigung der Ringe über den Zylindern aufgewiesen, wodurch es nach 
Übergabe zum Austritt weißen Rauches aus dem Auspuff und (vor allem) eines deutlich 
überhöhten Ölverbrauchs gekommen sei. In dieser Form ist der Vortrag des Klägers zu 
einem bei Gefahrübergang vorliegenden Sachmangel hinreichend substantiiert. 
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Dem Gesichtspunkt der vom Kläger erstmals mit Schriftsatz vom 8. Juni 2015 
angesprochenen TÜV-Plakette und der Möglichkeit ihrer Erteilung kommt bereits deshalb 
keine selbständige Bedeutung als Rücktrittsgrund zu, weil die diesbezügliche Argumentation 
notwendig voraussetzt, dass ein Sachmangel in Form eines (massiven) Motorschadens zu 
bejahen ist. Dann jedoch wäre dieser Mangel schon für sich genommen als Rücktrittsgrund 
tragfähig. 
 
Jedenfalls aber steht aufgrund der beiderseitigen Erklärungen der Parteien im Senatstermin 
fest, dass Rechte des Klägers gegen den Beklagten aus Sachmängelhaftung wegen des 
zuvor unter 2. c) dargestellten Sachmangels nach § 442 Abs. 1 Satz 2 BGB ausgeschlossen 
sind. Nach dieser Vorschrift kann der Käufer, falls ihm ein Mangel infolge grober 
Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist, Rechte wegen dieses Mangels nur geltend machen, 
wenn der Verkäufer den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die 
Beschaffenheit der Sache übernommen hat. Die Voraussetzungen dieses Ausschlussgrundes 
liegen hier vor. 
 
Der – hier unterstellte – Motorschaden ist dem Kläger infolge grober Fahrlässigkeit 
unbekannt geblieben. 
 
Grobe Fahrlässigkeit setzt einen objektiv schwerwiegenden und subjektiv nicht 
entschuldbaren Verstoß gegen die Anforderungen der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
voraus. In diesem Zusammenhang kann es zwar nach höchstrichterlicher Rechtsprechung 
einem Käufer im Allgemeinen nicht als Sorgfaltsverstoß angelastet werden, wenn er sich auf 
die Angaben des Verkäufers zum Kaufgegenstand verlässt und deshalb keine eigenen 
Nachforschungen anstellt; entschieden worden ist dies in einem Fall, in dem der Verkäufer 
einen Mangel des verkauften Tieres ausdrücklich in Abrede gestellt und dessen Eignung für 
einen bestimmten Einsatz bestätigt hatte (BGH BeckRS 2013, 05054). Auch kann, allgemein 
gesprochen, einem Verkäufer nicht zugebilligt werden, die Beschaffung von Informationen 
über die Sache auf den Käufer zu verlagern; mit anderen Worten ist ein Käufer ohne 
besondere Anhaltspunkte, wonach die Kaufsache mangelhaft sein könnte, zu einer 
Untersuchung oder zur Beiziehung eines Sachverständigen nicht verpflichtet. Demgegenüber 
liegt grobe Fahrlässigkeit vor, wenn nach bestimmten, dem Käufer bekannten Indizien und 
Tatsachen der Schluss auf mögliche Mängel so nahe lag, dass es unverständlich erscheint, 
diesem Verdacht nicht weiter nachzugehen, weil damit dringend zur Vorsicht und zur 
weiteren Prüfung anhaltende Umstände außer Acht gelassen wurden (MK-Westermann, BGB, 
7. Aufl. 2016, § 242 Rdnr. 9; Staudinger – Matusche-Beckmann, BGB, Neubearb. 2013, § 
242 Rdnr. 25-27 und 33 m.w.Nachw.; auch die bei der Annahme grober Fahrlässigkeit 
deutlich restriktivere Ansicht im Schrifttum steht auf dem Standpunkt, falls der Käufer 
Indizien bemerke, die konkret dafür sprächen, dass die Sache mangelhaft sei, oder falls er 
solche Indizien bemerken würde, wenn er sich nicht grob fahrlässig verhielte, müsse er 
diesen nachgehen, BeckOK BGB – Faust, Stand 01.08.2014, § 242 Rdnr. 21 und 22 f). 
 
Im gegebenen Fall kannte der Kläger einen Umstand, der einen Schluss auf einen 
gravierenden möglichen Sachmangel des Fahrzeugs nahelegte, und erscheint es 
unverständlich, dass der Kläger diesem Verdacht nicht weiter nachging. Eine aufscheinende 
Motorkontrollleuchte mahnt – was einem durchschnittlichen Kraftfahrer und erst recht dem 
Kläger als mit Kraftfahrzeugen in gewissem Maße Vertrautem bekannt ist – dringend zur 
Vorsicht und zur weiteren Prüfung. Zwar ist zwischen den Parteien im Senatstermin streitig 
geblieben, ob jene Leuchte bei der Besichtigung und Probefahrt des Wagens vor 
Vertragsschluss leuchtete oder nicht. Unstreitig ist hingegen, dass der Beklagte den Kläger 
ausdrücklich davon in Kenntnis setzte, die Leuchte würde immer wieder einmal aufleuchten, 
dann aber auch wieder ausgehen. Eine derartige Beobachtung muss bei jedem 
durchschnittlichen Kraftfahrer den naheliegenden Verdacht aufkommen lassen, mit dem 
Motor sei etwas möglicherweise „nicht in Ordnung“. Tritt ein solcher Verdacht bei einem 
Kaufgespräch zutage, handelt derjenige, der weder vom Erwerb Abstand nimmt, noch darauf 
dringt, dem Verdacht solle weiter nachgegangen werden – sei es durch den Verkäufer, sei es 
durch ihn selbst – sozusagen auf eigenes Risiko. Anders könnte man nur entscheiden, wenn 
der Beklagte vor Vertragsschluss Erklärungen abgegeben hätte, die die Bedeutung des 
besagten Umstandes so sehr relativierten, dass er einen Mangel ausnahmsweise nicht mehr 
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als naheliegend erscheinen ließ. Das ist hier jedoch nach den unstreitigen 
Tatsachenangaben beider Parteien in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat nicht der 
Fall gewesen. Danach erklärte der Beklagte vor Vertragsschluss, er sei mit dem Fahrzeug in 
der Werkstatt gewesen, die Werkstatt habe nichts gefunden. Dieser Mitteilung kann jedoch 
die unterschiedlichste Tragweite zukommen, je nachdem, wie umfassend und intensiv die 
Fehlersuche in der Werkstatt jeweils gewesen war. Dass der Beklagte hierzu nähere 
Angaben gemacht hätte, lässt sich dem Vortrag keiner Seite entnehmen; nach der 
Darstellung des Beklagten im Senatstermin hatte sich die Werkstatt in der Tat auf das 
Auslesen des Fehlerspeichers und dem Hinweis auf eine „typische Nissankrankheit“ bei den 
Lambda-Sonden beschränkt. Dann aber konnte der Kläger die Äußerungen des Beklagten 
keinesfalls in dem Sinne verstehen, trotz gelegentlichen Aufleuchtens der Kontrolllampe 
liege ein Defekt im Bereich des Motors definitiv nicht vor. Es tritt hinzu, dass der Kläger nach 
seinen eigenen Ausführungen im Senatstermin das Verhalten des Beklagten tatsächlich auch 
nicht im vorbezeichneten Sinne verstand, sich also nicht darauf verließ, ungeachtet des 
Aufleuchtens sei der Motor mangelfrei. Denn er hat dargelegt, dass er, als er sich auf dem 
Rückweg vom Beklagten befunden habe und die Leuchte erstmals angegangen sei, sofort 
gestoppt und „vorsichtshalber“ den Motor optisch auf gelockerte Verbindungen und Stecker 
untersucht habe. 
 
Dass in den Erklärungen des Beklagten bei Vertragsschluss keine Garantie im Sinne des § 
443 BGB – insbesondere keine Beschaffenheitsgarantie – erblickt werden kann, bedarf 
keiner näheren Darstellung. 
 
Es ist aber auch nicht feststellbar, dass der Beklagte den – hier unterstellten – Sachmangel 
arglistig verschwiegen hätte. Einen objektivierbaren Anhaltspunkt dafür, dass der Beklagte 
im Hinblick auf den Motor des Fahrzeugs weitergehende Kenntnisse hatte, als von ihm im 
Senatstermin dargestellt und in allen wesentlichen Belangen dem Kläger mitgeteilt, gibt es 
nicht. Der Erwägung, der deutlich überhöhte Ölverbrauch, möglicherweise auch der weiße 
Rauch aus dem Auspuff, habe dem Beklagten, der das Fahrzeug privat genutzt haben will, 
nicht verborgen geblieben sein können, käme ein hinreichender Rückschlusswert allenfalls 
dann zu, wenn beide genannten Symptome bereits unmittelbar nach Übergabe des Wagens 
aufgetreten wären. So liegt es nach dem eigenen Vorbringen des Klägers jedoch nicht. 
Namentlich setzt die Diagnose eines Ölverbrauchs von 1 Liter auf 500 km voraus, dass der 
Kläger selbst mit dem Fahrzeug eine nennenswerte Strecke zurücklegte. 
 
Darüber hinaus ist der Klageanspruch auch aus dem vom Landgericht angeführten Grunde 
des Unterlassens einer erforderlichen Fristsetzung zur Nacherfüllung nicht gegeben. 
 
Das erstinstanzliche Vorbringen des Klägers, insbesondere in seinem Schriftsatz vom 17. 
September 2014, mag die Voraussetzungen einer ernsthaften und endgültigen 
Leistungsverweigerung gemäß §§ 281 Abs. 2, 1. Fall; 323 Abs. 2 Nr. 1 BGB erfüllen. Es ist 
jedoch nach der verfahrensfehlerfrei gewonnenen und in sich nicht zu beanstandenden 
Würdigung des Landgerichts durch die Zeugenvernehmung nicht bewiesen worden. Sind 
danach Zweifel im Sinne des § 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO nicht begründet, ist neuer Sachvortrag 
des Klägers hierzu nach § 531 Abs. 2 Satz 1 ZPO nicht zuzulassen, weil keiner der dort 
genannten Zulassungsgründe vorliegt. Angesichts dessen kann auf sich beruhen, ob die 
Darlegungen des Klägers in der Berufungsbegründung (S. 2 und 3 jeweils unten, S. 4 oben) 
nur erstinstanzliche Behauptungen wieder aufgreifen oder neues Tatsachenvorbringen im 
Berufungsverfahren darstellen. 
 
Ergänzt sei, dass eine Fristsetzung auch nicht wegen Unzumutbarkeit der Nacherfüllung – § 
440 Satz 1, 3. Fall BGB – entbehrlich war. Hierbei zu berücksichtigen sind alle Umstände 
des Einzelfalles, insbesondere die Zuverlässigkeit des Verkäufers, diesem vorzuwerfende 
Nebenpflichtverletzungen oder der Umstand, dass der Verkäufer bereits bei dem ersten 
Erfüllungsversuch, also bei Übergabe, einen erheblichen Mangel an fachlicher Kompetenz 
hat erkennen lassen und das Vertrauensverhältnis zwischen den Parteien nachhaltig gestört 
ist (BGH NJW 2015, 1669 ff). In diesem Sinne hätten die Dinge hier allenfalls liegen können, 
wenn sich dem Kläger der berechtigte Eindruck hätte aufdrängen müssen, über das 
Vorhandensein des Sachmangels vom Beklagten arglistig getäuscht worden zu sein, 
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namentlich wegen einer objektiv krass falschen Darstellung der Gegebenheiten bezüglich 
des Motors. Das war aber, wie sich aus dem bereits oben zu 3. b) Gesagten zugleich ergibt, 
nicht der Fall.“ 
 
Praxis 
Das Urteil des OLG Düsseldorf gehört zu den eher selteneren Urteilen, die sich mit der 
Vorschrift des § 442 Abs. 1 S. 2 BGB befassen, wonach Käuferrechte gegen den Verkäufer 
aus der Sachmängelhaftung ausgeschlossen sind, falls dem Käufer infolge grober 
Fahrlässigkeit ein Sachmangel unbekannt geblieben ist. 
 
Die lesenswerten Entscheidungsgründe können auf ähnlich gelagerte Fälle übertragen 
werden. 
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• Abgassachmangel und Rücktritt  
LG Potsdam, Urteil vom 04.01.2017, AZ: 6 O 211/16 
 
Hintergrund 
Im Fall des LG Potsdam ging es um ein mit dem Abgassachmangel behaftetes Fahrzeug (VW 
Passat), den der Kläger im Jahre 2011 bei der Beklagten (VW-Vertragshändlerin) als 
Neufahrzeug erwarb.  
 
Aufgrund des „Abgasskandals“ forderte der Kläger zunächst die Beklagte mit 
Rechtsanwaltsschreiben vom 25.11.2015 auf, bis zum 23.12.2015 entweder ein 
vergleichbares Fahrzeug nachzuliefern oder nachzubessern. Nach entsprechender Ablehnung 
der Beklagten bzw. Verweis auf eine spätere Nachbesserung erklärte der Kläger mit 
Schreiben vom 22.01.2016 gegenüber der Beklagten den Rücktritt und forderte sie auf, das 
Fahrzeug bis zum 08.02.2016 zurückzunehmen und dem Kläger den gezahlten Kaufpreis 
abzüglich eines Nutzungswertersatzes für die bis dahin gefahrenen Kilometer zu erstatten.  
 
Unter dem 03.06.2016 erklärte das Kraftfahrtbundesamt die Freigabe, dass Fahrzeuge des 
Modells des streitgegenständlichen Fahrzeugs überarbeitet werden können. 
 
Die Beklagte wendet gegen das Rücktrittsbegehren unter anderem auch ein, dass ihrer 
Auffassung nach schon kein Sachmangel diesbezüglich vorliege sowie dass es sich wegen 
der Kosten für die technische Umrüstung des streitgegenständlichen Fahrzeugs jedenfalls um 
einen unerheblichen Sachmangel handelt. Ein Rücktritt sei auch deshalb ausgeschlossen, so 
die Beklagte, da ihr keine angemessene Frist zur Nacherfüllung gesetzt worden sei. Dies sei 
auch nicht entbehrlich gewesen. 
 
Aussage 
Das LG Potsdam hält die Klage des Klägers für überwiegend begründet und führt hierzu 
wörtlich aus: 
 
„Der Kläger ist wirksam vom Kaufvertrag vom 12.02.2011 über den Pkw VW Passat 2.0 TDI 
zurückgetreten, sodass er von der Beklagten die Rückzahlung des Kaufpreises in Höhe von 
44.714,52 € abzüglich seiner Gebrauchsvorteile gemäß §§ 434, 437 Nr. 2, 323, 346 BGB 
verlangen kann.  
 
Der Kläger hat bereits mit Schreiben vom 22.01.2016 den Rücktritt vom Kaufvertrag erklärt. 
Zudem hat er im Rechtsstreit mit anwaltlichem Schriftsatz vom 26.07.2016 erneut den 
Rücktritt vom Kaufvertrag erklärt. Dieser Rücktritt ist wirksam, da der Kläger aufgrund eines 
Mangels an dem Fahrzeug und der nicht in innerhalb angemessener Frist erfolgten 
Mangelbeseitigung durch die Beklagte gemäß §§ 434 I, 437 Nr. 2 BGB zum Rücktritt 
berechtigt war.  
 
Der VW Passat 2.0 TDI mit dem Motor EA189, den der Kläger von der Beklagten mit 
Kaufvertrag vom 12.01.2011 erworben hat, war mangelhaft. Dass das Fahrzeug, das 
unstreitig ein vom sogenannten Abgasskandal betroffenes Fahrzeug der Marke Volkswagen 
ist, mit dem eingebauten Motor des Typs EA189 die Euro-5-Norm nicht einhält, führt zu 
einem Mangel, der den Käufer zum Rücktritt vom Kaufvertrag berechtigt.  
 
Hierbei kann offenbleiben, ob – wie von der Beklagten mit guten Gründen angezweifelt wird – 
die Parteien vertraglich eine Beschaffenheit des Fahrzeugs dahin gehend vereinbart haben, 
dass das Fahrzeug die Euro-5-Norm einhält. Ob alleine die Beschreibung im Prospekt ohne 
Weiteres zu einer Beschaffenheitsvereinbarung nach § 434 I 1 BGB führen kann, unterliegt 
jedenfalls vor dem Hintergrund erheblichen Zweifeln, dass der Gesetzgeber diese werbenden 
Angaben durch Satz 3 des § 434 I BGB einer Beschaffenheit nach Satz 2 Nr. 2 und nicht 
nach Satz 1 zugeordnet hat.  

http://dejure.org/gesetze/BGB/434.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/437.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/323.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/346.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/434.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/437.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/434.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/434.html
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Letztlich muss die Frage nicht entschieden werden, denn der unstreitige Umstand, dass der 
Motor des Typs EA189 im Normalbetrieb nicht die Euro-5-Norm einhält, stellt einen Mangel 
nach § 434 I 2 BGB dar. Das Fahrzeug weist mit diesem Motor nicht die Beschaffenheit auf, 
die der Käufer als bei vergleichbaren Fahrzeugen üblich erwarten konnte. Die Kammer teilt 
die sich in der Rechtsprechung herausbildende Einschätzung, dass durch den Einbau der 
Manipulationssoftware, die die korrekte Messung der tatsächlich erzeugten Stickoxidwerte 
verhindert und im Prüfbetrieb niedrigere Ausstoßmengen vorspiegelt, das 
streitgegenständliche Fahrzeug von der bei vergleichbaren Fahrzeugen üblichen 
Beschaffenheit abweicht (vgl. hierzu u. a. OLG Hamm, Beschl. v. 21.06.2016 – 28 W 14/16; 
OLG Celle, Beschl. v. 30.06.2016 – 7 W 26/16, MDR 2016, 1016).  
 
Entgegen der Ansicht der Beklagten ist der Rücktritt wegen dieses Mangels nicht nach 
§ 323 V 2 BGB ausgeschlossen. Das wäre nur der Fall, wenn der Mangel unerheblich wäre. 
Hierbei trifft die Beklagte als Verkäuferin die Beweislast für die Unerheblichkeit (vgl. OLG 
Saarbrücken, Urt. v. 27.08.2014 – 2 U 150/13, NJW-RR 2015, 48; OLG München, Urt. v. 
26.10.2011 – 3 U 1853/11). Dass vorliegend der Mangel an dem streitgegenständlichen 
Fahrzeug unerheblich ist, kann nicht festgestellt werden.  
 
Zwar wird die Erheblichkeit des Mangels vorliegend nicht bereits dadurch indiziert, dass das 
Fahrzeug eine vereinbarte Beschaffenheit nicht aufweist; hier ist von einer 
Beschaffenheitsvereinbarung nicht auszugehen. Gleichwohl ist nach Auffassung der Kammer 
in der erforderlichen Abwägung der Interessen (vgl. hierzu BGH, Urt. v. 28.05.2014 – 
VIII ZR 94/13, NJW 2014, 3229 Rn. 16) des Klägers als Käufers einerseits und der Beklagten 
als Verkäuferin andererseits von der Erheblichkeit des Mangels auszugehen. Maßgeblicher 
Zeitpunkt für die Beurteilung der Erheblichkeit ist der Zeitpunkt der Rücktrittserklärung (BGH, 
Urt. v. 28.05.2014 – VIII ZR 94/13, NJW 2014, 3229 Rn. 16).  
 
Die Kammer teilt zwar bei der Berücksichtigung der beiderseitigen Interessen die Auffassung 
der Beklagten, dass nicht bereits die Schwere des Verschuldens der Volkswagen AG zur 
Annahme der Erheblichkeit führt. Sie folgt der Ansicht des Klägers nicht, dass der Beklagten 
das Verschulden der Volkswagen AG zuzurechnen ist. Die Volkswagen AG ist nicht 
Erfüllungsgehilfin der Beklagten im Verhältnis zum Käufer (vgl. OLG Celle, Beschl. v. 
30.06.2016 – 7 W 26/16, MDR 2016, 1016). Dass die Beklagte von der Manipulation der 
Motoren wusste, ist nicht ersichtlich; andere Gesichtspunkte, die ein schweres eigenes 
Verschulden der Beklagten begründen könnten oder ihr das Verschulden der Volkswagen AG 
zurechnen lassen würden, bestehen nach Ansicht der Kammer nicht. Hierauf kommt es 
vorliegend jedoch auch nicht an.  
 
Die Erheblichkeit des Mangels ergibt sich nach Ansicht der Kammer bereits deshalb, weil der 
nicht ausräumbare Verdacht eines nicht ganz unerheblichen Mangels besteht. Dies genügt 
(vgl. BGH, Urt. v. 09.03.2011 – VIII ZR 266/09, NJW 2011, 1664 Rn. 17 f.). 
  
Ob die Kosten für die Mangelbeseitigung, wie von der Beklagten behauptet und dem Kläger 
bestritten, tatsächlich nur 100 € und damit weniger als ein Prozent des Kaufpreises betragen, 
führt alleine nicht dazu, dass der Verdacht eines unerheblichen Mangels ausgeräumt wäre. 
Ausgehend von der vorstehend zitierten Rechtsprechung des BGH darf nach Ansicht der 
Kammer nicht nur der Kostenaufwand ein Prozent des Kaufpreises nicht überschreiten; 
vielmehr muss der Mangel auch behebbar sein (vgl. BGH, Urt. v. 09.03.2011 – 
VIII ZR 266/09, NJW 2011, 1664 Rn. 17 f.). Dass dies bezogen auf den maßgeblichen 
Zeitpunkt der Fall war und somit der Verdacht eines erheblichen Mangels ausräumbar war, 
ergibt sich bereits aus dem Vortrag der Beklagten nicht. Nach deren Vortrag hat die 
Volkswagen AG … die Zulassung des Kraftfahrt-Bundesamtes für die Umrüstung … des 
klägerischen Fahrzeugs … erst am 03.06.2016 erhalten; sie lag also zum Zeitpunkt der 
Rücktrittserklärung des Klägers vom 22.01.2016 noch nicht vor. Zu diesem Zeitpunkt war 
offen, ob die Beseitigung des Mangels überhaupt möglich ist oder bereits dessen Behebung 
möglicherweise an einer fehlenden Zulassung des Kraftfahrt-Bundesamtes scheitert.  
 

http://dejure.org/gesetze/BGB/434.html
https://autokaufrecht.info/?p=20867
https://autokaufrecht.info/?p=20356
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=MDR%202016,%201016
http://dejure.org/gesetze/BGB/323.html
https://autokaufrecht.info/?p=14809
https://autokaufrecht.info/?p=14809
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW-RR%202015,%2048
https://autokaufrecht.info/?p=4651
https://autokaufrecht.info/?p=4651
https://autokaufrecht.info/?p=13928
https://autokaufrecht.info/?p=13928
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%202014,%203229
https://autokaufrecht.info/?p=13928
https://autokaufrecht.info/?p=13928
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%202014,%203229
https://autokaufrecht.info/?p=20356
https://autokaufrecht.info/?p=20356
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=MDR%202016,%201016
https://autokaufrecht.info/?p=3599
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%202011,%201664
https://autokaufrecht.info/?p=3599
https://autokaufrecht.info/?p=3599
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%202011,%201664
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Selbst wenn man davon auszugehen hätte, dass zum Zeitpunkt der zweiten klägerischen 
Rücktrittserklärung vom 26.07.2016 auch die Umrüstung des streitgegenständlichen 
Fahrzeugs durch das Kraftfahrt-Bundesamt am 03.06.2016 genehmigt worden ist, führt die 
Abwägung der beiderseitigen Interessen nach Ansicht der Kammer dazu, dass nicht mehr 
von einem unerheblichen Mangel ausgegangen werden kann. Die Kammer teilt die Ansicht 
der Beklagten nicht, dass deshalb von einem unerheblichen Mangel auszugehen ist, weil die 
Kosten für die eigentliche Umrüstung des Fahrzeugs lediglich mit 100 € anzusetzen sind, 
ohne dass die Höhe der anzusetzenden Kosten im Hinblick auf die oben genannte 
Rechtsprechung weiter aufzuklären wäre.  
 
Bereits der Aufwand, die Zulassung für die Umrüstung einer ganz erheblichen Vielzahl von 
Motorvarianten beim Kraftfahrt-Bundesamt zu erreichen, und dessen offensichtlich 
erforderlicher Prüfdauer geben nach Ansicht der Kammer von vornherein deutliche 
Anzeichen, dass es sich bei dem hier vorliegenden Mangelproblem nicht um eine 
unerhebliche und lediglich mit 100 € Kostenwand zu behebende Abweichung von der Soll-
Beschaffenheit handelt. Schon wegen der Tatsache, dass nicht lediglich mit geringem 
Kostenaufwand die Behebung des Mangels unmittelbar nach dessen Anzeige möglich war, 
sondern die Volkswagen AG das Kraftfahrt-Bundesamt einzuschalten und erst Lösungen für 
die verschiedenen Motorvarianten zu entwickeln hatte, kann bei verständiger Würdigung 
nicht mehr von einem „quasi beiläufig“ zu beseitigenden Mangel, einer Bagatelle, gesprochen 
werden, die nach der Intention des Gesetzgebers ausnahmsweise nicht zu einem 
Rücktrittsrecht führen soll.  
 
Auch wenn bereits diese Gesichtspunkte in der Interessenabwägung die Unerheblichkeit des 
streitgegenständlichen Mangels ausschließen, sprechen auch weitere Gesichtspunkte gegen 
sie.  
 
Auch nach der Beseitigung des Mangels in der Abgasbehandlung verbleibt ein Restrisiko, 
dem die Beklagte auch im vorliegenden Rechtsstreit zwar entgegentritt, dass sie aber bereits 
mit ihrem Vortrag nicht ausräumt. So steht bislang nicht fest, dass die von der Volkswagen 
AG geplante Umrüstung der Fahrzeuge, auch des klägerischen Fahrzeugs, nicht zu einem 
Mehrverbrauch – und jedenfalls infolge dessen auch zu einer Wertminderung – führt. Die 
Beklagte behauptet dies zwar unter Verweis auf die Bestätigung des Kraftfahrt-Bundesamtes 
vom 03.06.2016. Hieraus ergibt sich dies jedoch zur Überzeugung der Kammer nicht: 
Ausweislich dieser von der Beklagten vorgelegten Bestätigung hat das Kraftfahrt-Bundesamt 
eine Prüfung des Verbrauchs nicht vorgenommen; vielmehr verweist das Kraftfahrt-
Bundesamt nur auf die Prüfungen eines technischen Dienstes. Weil damit aber nicht einmal 
das Kraftfahrt-Bundesamt aufgrund eigener Erkenntnis Gewähr hierfür übernimmt, ist die 
Bestätigung vom 03.06.2016 nicht geeignet, das Risiko eines Mehrverbrauchs, wie er 
jedenfalls in Teilen technischer Überprüfungen für den VW Amarok nach dessen Umrüstung 
festgestellt worden ist, ausgeschlossen ist.  
 
Im Rahmen der Interessenabwägung ist zulasten der Beklagten darüber hinaus zu 
berücksichtigen, dass die Optionen des Käufers für die Weiterveräußerung des 
streitgegenständlichen Fahrzeugs beeinträchtigt sind; hierbei kommt es nicht darauf an, ob 
der Kläger tatsächlich beabsichtigt, das Fahrzeug zu veräußern. Bereits die abstrakten 
Beeinträchtigungen führen zu einer entsprechenden Beeinträchtigung seiner 
Entschließungsfreiheit. Dies gilt sowohl für eine Veräußerung des Fahrzeugs ohne die 
erforderliche Umrüstung – abzustellen ist auf den oben genannten maßgeblichen Zeitpunkt 
der Rücktrittserklärung – als auch für die fehlende Zulassungsmöglichkeit in der Schweiz.  
 
Jedenfalls in der Gesamtschau all dieser Umstände ist in der erforderlichen Abwägung der 
beiderseitigen Interessen von einem erheblichen Mangel auszugehen.  
 
Die Interessen der Beklagten stehen dem nicht in erheblichem Maße entgegen. Wie 
nachfolgend aufzuzeigen sein wird, wird den Interessen der Beklagten durch die 
Angemessenheit der Frist zur Nacherfüllung/Nachbesserung hinreichend Rechnung 
getragen. Weitere Gesichtspunkte, die gegenüber den vorstehend aufgezeigten Interessen 
des Käufers die Feststellung rechtfertigen, der streitgegenständliche Mangel am 
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Abgassystem sei unerheblich, sind für die Kammer auch unter Berücksichtigung aller 
Argumente der Beklagten nicht erkennbar.  
 
Der Kläger hat der Beklagten gemäß § 323 I BGB mit Schreiben vom 25.11.2015 eine Frist 
zur Nachbesserung bis zum 23.12.2015 gesetzt. Auch wenn der Kläger der Beklagten zur 
Beseitigung des Mangels damit eine Frist von vier Wochen gesetzt war, war die Frist nach 
Ansicht der Kammer unter Berücksichtigung aller Umstände nicht angemessen lang genug. 
Weil sie unangemessen kurz war, wurde durch sie die angemessene Frist in Lauf gesetzt 
(vgl. BGH, Urt. v. 21.06.1985 – V ZR 134/84, NJW 1985, 2640).  
 
Nach Ansicht der Kammer beträgt im hiesigen Einzelfall die angemessene Frist sechs 
Monate, sodass sie zum Ende Mai 2016 ablief. Die Kammer folgt in ihrer Bewertung, von 
welcher angemessenen Frist auszugehen ist, der vom LG München I in seiner Entscheidung 
vom 14.04.2016 – 23 O 23033/15 – niedergelegten Auffassung. Die ursprünglich vom Kläger 
gesetzte Frist von vier Wochen ist in Anbetracht der Komplexität der Mangelbeseitigung und 
der Vielzahl der durchzuführenden Umrüstungen zu kurz bemessen. Zwar ist nach Ansicht 
der Kammer in allen Fällen zu berücksichtigen, dass der Käufer Anspruch auf die Lieferung 
einer mangelfreien Ware hat; Fehler muss er nicht hinnehmen, sondern kann deren 
Beseitigung verlangen. Er muss dem Verkäufer nur eine angemesse Zeit für die Beseitigung 
des Mangels einräumen, wobei das Kaufrecht auf eine zeitnahe Regulierung von 
Gewährleistungsrechten ausgerichtet ist. Dies zeigt sich an ihrer kurzen Verjährung, aber 
auch der Vermutung des § 476 BGB. Insbesondere bei schwerwiegenden Fehlern kann es 
angemessen sein, die dem Verkäufer zur Beseitigung des Mangels einzuräumenden Zeit kurz 
zu bemessen. Zutreffend gehen daher die von der Klägerseite herangezogenen 
Entscheidungen auch in den Fällen des hier vorliegenden Mangels grundsätzlich von kurzen 
Fristen als angemessen aus. Gleichwohl berücksichtigen diese Entscheidungen nach Ansicht 
der Kammer … nicht hinreichend den von der Beklagten respektive der Volkswagen AG zu 
betreibenden Aufwand, sowohl eine technische Lösung zu entwickeln als auch die 
Genehmigung des Kraftfahrt-Bundesamtes einzuholen und schließlich die Umrüstung bei 
einer Vielzahl von Fahrzeugen durchzuführen. Diese Gesichtspunkte, die wie oben 
ausgeführt aufgrund des außerordentlichen Aufwands bereits gegen die Unerheblichkeit des 
vorliegenden Mangels sprechen, führen nach Ansicht der Kammer dazu, dass dem Verkäufer 
eine über die übliche erforderliche Zeit für die Behebung „klassischer“ Mängel zur Verfügung 
stehen muss. Dabei ist – wobei Ausnahmen in Betracht kommen können, die hier aber nicht 
gegeben sind – auch zu berücksichtigen, dass dem Käufer die Nutzung seines Fahrzeugs 
ohne Einschränkungen möglich ist. Da es sich vorliegend nicht um sicherheitsrelevante 
Mängel des Fahrzeugs handelt, ist wie bei anderen Rückrufaktionen eines 
Fahrzeugherstellers nach Bekanntwerden eines Mangels von einer längeren Frist 
anzugehen.  
 
Nach Ansicht der Kammer findet die dem Kläger zumutbare Frist aber eine Grenze nach 
sechs Monaten. Hierbei gilt zu berücksichtigen, dass es sich bei diesem Ansatz nicht um 
eine starre Frist handeln kann. Je länger der Mangel dem Verkäufer bekannt war und je mehr 
Zeit ihm für die Vorbereitung und Durchführung der Mangelbeseitigungsmaßnahmen zur 
Verfügung stand, desto geringer sind in der erforderlichen Interessenabwägung seine 
Belange zu berücksichtigen und führen deshalb zu kürzeren Fristen. Im Grundsatz folgt die 
Kammer damit dem Ansatz auch anderer Gerichte, die der Beklagten zur Verfügung 
stehende angemessene Frist nach einem festen Endzeitpunkt zu bemessen. Anders als von 
der Beklagten angeführte Entscheidungen hält die Kammer eine Frist bis zum Ablauf des 
Jahres 2016 und damit einen Zeitraum von deutlich mehr als einem Jahr nach 
Bekanntwerden des Abgasskandals im Herbst 2015 für deutlich zu lang.  
 
Auch unter Berücksichtigung der Komplexität, eine technische Lösung anzubieten, erscheint 
ein Zeitraum von wesentlich mehr als sechs Monaten mit der vom Gesetzgeber gewollten 
grundsätzlich zeitnahen Mangelbeseitigung nicht mehr vereinbar und für den Käufer in der 
erforderlichen Abwägung nicht mehr zumutbar. Wenn man im vorliegenden Fall diese Frist 
von sechs Monaten nicht an das Bekanntwerden des Abgasskandals, sondern an die 
Mangelbeseitigungsaufforderung des Klägers vom 25.11.2015 knüpft, endete damit die nach 

http://dejure.org/gesetze/BGB/323.html
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=V%20ZR%20134/84
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%201985,%202640
https://autokaufrecht.info/?p=19838
https://autokaufrecht.info/?p=19838
http://dejure.org/gesetze/BGB/476.html
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§ 323 I BGB angemessene Frist Ende Mai 2016, ohne dass die Beklagte bis zu diesem 
Zeitpunkt die Mangelbeseitigung durchgeführt hatte.  
 
Auf die weiteren vom Kläger herangezogenen Gesichtspunkte für die Entbehrlichkeit einer 
Fristsetzung nach § 323 II BGB, deren Voraussetzungen nach Ansicht der Kammer nicht 
vorliegen, kommt es daher nicht mehr an.  
 
Dass der Kläger bereits mit Schreiben vom 22.01.2016 und damit vor Ablauf der 
angemessenen Frist den Rücktritt vom Kaufvertrag erklärt hat, steht der Wirksamkeit des 
Rücktritts nicht entgegen. Einerseits hat er mit Schriftsatz vom 26.07.2016 und damit nach 
Ablauf der angemessenen Frist den Rücktritt vom Kaufvertrag erneut erklärt. Andererseits 
bedurfte es dieser erneuten Erklärung nicht.  
 
Grundsätzlich kann der Rücktritt auch bereits bei der Nachfristsetzung für den Fall der 
Nichtabhilfe erklärt werden. Gerade in den Fällen, in denen die gesetzte Frist nicht 
angemessen lang war und ihre Länge und ihr Ablauf letztlich durch gerichtliche Entscheidung 
bestimmt werden, würde es eine bloße Förmelei bedeuten, wollte man vom Käufer die 
ständige Wiederholung seiner Rücktrittserklärung verlangen. Daher ist in Fällen wie dem 
vorliegenden grundsätzlich davon auszugehen, dass der nach Ablauf der gesetzten Frist 
erklärte Rücktritt auch für den Fall einer später anders bemessenen angemessenen Frist 
erklärt sein soll. Der Bestand des Kaufvertrags befindet sich allerdings so lange in einem 
Schwebezustand, den der Verkäufer dadurch abwenden kann, dass er die Leistung 
respektive die Nachbesserung erbringt oder anbietet (vgl. Palandt/Grüneberg, BGB, 
76. Aufl., § 323 Rn. 33).  
 
Weil im hier zu entscheidenden Fall jedoch die Beklagte bis zum Ablauf der angemessenen 
Nachfrist Ende Mai 2016 weder die Mangelbeseitigung erbracht noch zu einem bestimmten 
Zeitpunkt angeboten hat, führt der am 22.01.2016 erklärte Rücktritt des Klägers mit Ablauf 
der angemessenen Frist Ende Mai 2016 zur Rückabwicklung des Kaufvertrages. Weil damit 
bereits zu diesem Zeitpunkt der Rücktritt wirksam geworden ist, kommt es auf die oben 
aufgegriffenen Gesichtspunkte, dass das Kraftfahrt-Bundesamt unter dem 03.06.2016 der 
Umrüstung des streitgegenständlichen Fahrzeugs zugestimmt hat, nicht mehr an. Bis zum 
Zeitpunkt des Ablaufs der angemessenen Nachfrist und dem maßgeblichen Zeitpunkt der 
Rücktrittserklärung (vgl. BGH, Urt. v. 28.05.2014 – VIII ZR 94/13, NJW 2014, 3229 Rn. 16), 
sofern für sie ebenfalls auf den Ablauf der Nachfrist abzustellen wäre, lag diese 
Genehmigung des Kraftfahrt-Bundesamtes nicht vor, sodass zu diesem maßgeblichen 
Zeitpunkt in Ergänzung der oben in Ziffer 3 lit. a niedergelegten Abwägung die Behebbarkeit 
des Mangels nicht feststand und daher der streitgegenständliche Mangel ausgehend von der 
zitierten Rechtsprechung des BGH nicht als unerheblich angesehen werden kann.  
 
Der Kläger hat sich – wovon auch er ausgeht – einen Wertersatz für die Nutzung des 
Fahrzeugs gemäß § 346 I, II 1 Nr. 1 BGB anrechnen zu lassen.  
 
Der Kläger hat sich Gebrauchsvorteile für die Zeit der Nutzung des Fahrzeugs in Höhe von 
19.255,86 € anrechnen zu lassen. Die Kammer schätzt die Höhe der Gebrauchsvorteile … 
gemäß § 287 ZPO aufgrund folgender Gesichtspunkte: 
  
Die Gebrauchsvorteile bemessen sich regelmäßig nach den gefahrenen Kilometern. Zum 
Schluss der mündlichen Verhandlung ist von einem Kilometerstand von 107.660 km 
auszugehen. Die für die zu ihren Gunsten zu berücksichtigenden Gebrauchsvorteile 
darlegungs- und beweisbelastete Beklagte hat diese Angabe des Klägers zwar mit 
Nichtwissen bestritten. Sie hat aber nicht dargelegt, dass von einer höheren Laufleistung 
auszugehen ist. Auch die von ihr im Schriftsatz vom 09.11.2016 angebotene 
Inaugenscheinnahme ersetzt den erforderlichen Vortrag nicht. Damit ist davon auszugehen, 
dass der Kläger mit dem erworbenen Neufahrzeug 107.660 km gefahren ist, weil er sich 
diesen Vorteil anrechnen lässt.  
 
Bei dem vorliegenden Fahrzeug ist von einer zu erwartenden Gesamtfahrleistung von 
250.000 km auszugehen. Bei dem veräußerten Fahrzeug handelt es sich um ein 

http://dejure.org/gesetze/BGB/323.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/323.html
https://autokaufrecht.info/?p=13928
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%202014,%203229
http://dejure.org/gesetze/BGB/346.html
http://dejure.org/gesetze/ZPO/287.html
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Dieselfahrzeug, bei dem von vornherein mit einer höheren Gesamtfahrleistung als bei einem 
mit einem kleinen Benzinmotor ausgestatteten Fahrzeug auszugehen ist. Die Annahme einer 
Fahrleistung von 250.000 km entspricht der allgemeinen Erfahrung. Die nicht näher mit 
Tatsachen und erheblichen Gesichtspunkten untermauerte pauschale Behauptung der 
Beklagten, es sei von einer Gesamtfahrleistung von lediglich 200.000 km auszugehen, 
machte daher eine Beweisaufnahme durch Einholung eines Sachverständigengutachtens 
nicht erforderlich. Die Kammer folgt aber auch nicht dem Kläger in seinem Ansatz von einer 
Gesamtfahrleistung von 350.000 km; … Vielmehr schätzt die Kammer (§ 287 ZPO) die 
Gesamtfahrleistung des relativ kleinen (2.0 l Hubraum) und relativ leistungsstarken (103 kW) 
Aggregats auf 250.000 km.  
 
War demnach beim Kauf des Fahrzeugs zum Preis von 44.714,52 € noch mit einer 
Restlaufleistung von 142.300 km zu rechnen, beträgt der geschätzte Gebrauchsvorteil bei 
gefahrenen 107.660 km insgesamt 19.255,86 €.  
 
Damit ergibt sich ein Anspruch des Klägers in Höhe von (44.714,52 € − 19.255,86 € =) 
25.458,66 €, der gemäß § 291 BGB ab dem 01.05.2016 zu verzinsen ist. Da – wie ausgeführt 
– die vom Kläger der Beklagten gesetzte Frist zur Nacherfüllung nicht angemessen war, 
befand die Beklagte sich nicht seit dem 09.02.2016 im Verzug.  
 
Die Beklagte befindet sich nach der Erklärung des Rücktritts und der Aufforderung des 
Klägers, das Fahrzeug zurückzunehmen, im Verzug der Annahme. Selbst unter der 
Annahme, dass die Beklagte zur Rücknahme des Fahrzeugs vor Ablauf der angemessenen 
Nachfrist nicht verpflichtet war, ist sie spätestens mit der Verweigerung der Rücknahme im 
Rechtsstreit in den Verzug der Annahme geraten.  
 
Dem Kläger steht ferner ein Anspruch auf Ersatz seiner vorprozessualen 
Rechtsanwaltskosten in Höhe von 2.613,24 €zu. Der Anspruch ergibt sich aus §§ 434, 437 
Nr. 3, 280 I BGB. Der Ansatz [einer zweifachen Geschäftsgebühr] ist nicht zu beanstanden, 
da, wie sich nicht zuletzt aus der Einlassung der Beklagten ergibt, die Auseinandersetzung 
schwierige und höchstrichterlich noch nicht entschiedene Tatsachen- und Rechtsfragen 
betrifft.“ 
 
Praxis 
Das LG Potsdam befasst sich anschaulich mit sämtlichen derzeit in der Rechtsprechung 
diskutierten Problemen im Rahmen des Abgassachmangels.  
 
 
 
 

http://dejure.org/gesetze/ZPO/287.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/291.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/434.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/437.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/437.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/280.html
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• Restwertermittlung im Rahmen des allgemeinen regionalen Marktes 
AG Baden-Baden, Urteil vom 09.05.2017, AZ: 19 C 31/17 
 
Hintergrund 
Die Parteien streiten über restlichen Schadenersatz aus einem Verkehrsunfall. Streitig war 
lediglich noch der durch Sachverständigengutachten ermittelte Restwert am 
unfallbeschädigten Fahrzeug in Höhe von 100,00 €. Dieser Restwert wurde durch den 
Sachverständigen auf Anfrage des Gerichts auch näher erläutert. Danach hatte er bei 
insgesamt fünf Unternehmen Restwertanfragen gestellt und nur vom Abschleppdienst ein 
Angebot mit 100,00 € erhalten.  
 
Die Beklagte legte einen Restwert in Höhe von 1.140,00 € zugrunde und behauptete, der 
Sachverständige hätte mindestens drei (werthaltige) Restwertangebote erholen müssen. 
 
Die auf Zahlung des restlichen Schadenersatzes gerichtete Klage erfolgreich. 
 
Aussage 
Das AG Baden-Baden führt in seinen Entscheidungsgründen aus, dass die Klägerin der 
Verpflichtung, den Restwert aufgrund des am örtlichen Normalmarkt erzielbaren Wertes zu 
ermitteln, nachgekommen sei. Der Gutachter hat dies auch auf Seite 5 seines Gutachtens 
ausgeführt.  
 
Die bloße unbewiesene Behauptung der Beklagten, der Sachverständige hätte die genannten 
Angebote nicht tatsächlich eingeholt, musste sich die Klägerin nicht entgegenhalten lassen.  
 
Praxis 
Der Kfz-Sachverständige hat den für den Geschädigten zugänglichen allgemeinen Markt bei 
der Restwertermittlung zu berücksichtigen – namentlich regional ansässige Kfz-Betriebe und 
Gebrauchtwagenhändler. Den Sachverständigen treffen hier keine weitergehenden Pflichten 
als den Geschädigten. Er macht sich daher keinesfalls regresspflichtig, wenn er 
ordnungsgemäß drei Restwerte am örtlichen regionalen Markt ermittelt hat, da er den 
Sondermarkt hier nicht berücksichtigen muss (vgl. BGH, Urteil vom 13.01.2009, AZ: 
VI ZR 205/08).  
 
Sofern drei Angebote nicht erzielt werden können, muss dies jedoch dokumentiert werden. 
Hier gilt, dass auch sogenannte „0,00€-Gebote“ als Restwertgebote anzusehen sind. 
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• Zur Erforderlichkeit von Sachverständigenkosten 
AG Strausberg, Urteil vom 02.03.2016, AZ: 9 C 8/17  
 
Hintergrund 
Die Parteien streiten um restliche Sachverständigenkosten in Höhe von 89,34 € aus 
abgetretenem Recht.  
 
Der Klage wurde vollumfänglich stattgegeben.  
 
Aussage 
Das AG Strausberg stellt für die Beurteilung der Erforderlichkeit der 
Sachverständigengutachten darauf ab, was vom Standpunkt eines verständigen, wirtschaftlich 
denkenden Menschen in der Lage des Geschädigten zur Behebung des Schadens 
zweckmäßig und angemessen erscheint.  
 
Der Geschädigte hat im Rahmen des ihm Zumutbaren den wirtschaftlicheren Weg der 
Schadenbehebung zu wählen. Das Grundanliegen des § 249 Abs. 2 S. 1 BGB darf dabei nicht 
aus den Augen verloren werden, dass dem Geschädigten bei voller Haftung des Schädigers 
ein möglichst vollständiger Haftungsausgleich zukommen soll. Deshalb ist bei der Prüfung, ob 
der Geschädigte den Aufwand zur Schadenbeseitigung in vernünftigen Grenzen gehalten hat, 
eine subjektbezogene Schadenbetrachtung anzustellen. Der Geschädigte darf sich daher zum 
Zwecke der Erstellung eines Schadengutachtens damit begnügen, den ihm in seiner Lage 
ohne Weiteres erreichbaren Kfz-Sachverständigen zu beauftragen. Er muss nicht zuvor eine 
Marktforschung nach dem honorargünstigsten Sachverständigen betreiben.  
 
Dem Schädiger obliegt es, Umstände vorzutragen, aus denen sich ergibt, dass Honorarsätze 
verlangt wurden, welche die in der Branche üblichen Preise deutlich übersteigen und dies für 
den Geschädigten erkennbar war.  
 
Unter Zugrundelegung dieses Maßstabs handelt es sich bei den vom Sachverständigen und 
Kläger in Rechnung gestellten Kosten um erforderliche Aufwendungen. Es sind keine 
Umstände ersichtlich oder vorgetragen, aufgrund derer der Geschädigte von vornherein hätte 
erkennen können, dass der Kläger zu Unrecht überhöhte Kosten ansetzen würde.  
 
Praxis 
Das AG Strausberg bemisst die Erforderlichkeit der Sachverständigenkosten am Standpunkt 
des verständigen und wirtschaftlich denkenden Menschen in der Lage des Geschädigten und 
sieht auch keine konkreten Anhaltspunkte dafür, dass dieser im vorliegenden Fall gegen die 
ihm obliegende Schadenminderungspflicht durch die Beauftragung des Sachverständigen 
verstoßen hat.  
 
 
 


